Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/77 


Antrag 

der Fraktionen der SPD, FDP 


Der Bundestäg wolle beschließen; 


Entwurf 

eines Gesetzes über die Anpassung der Leistungen des 
Bundesversorgungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung von Vorschriften des 
Bundesversorgungsgesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Januar 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 141, ber. I S. 180), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Bundesversor- 
gungsgesetzes vom 27. Februar 1969 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 157), wird wie folgt geändert und ergänzt: 


drei Jahre sowie für die vom Wehr- und Ersatz- 
dienst befreiende Tätigkeit als Entwicklungs- 
helfer im Sinne des § 1 Abs. 1 des Entwicklungs- 
helfergesetzes vom 18. Juni 1969 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 549) für einen der Dauer des Grund- 
wehrdienstes entsprechenden Zeitraum." 

4. § 27 b wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Satz 1 des bisherigen § 27 b wird Absatz 1 
und durch folgende Sätze ergänzt: 

„Satz 1 gilt auch für Hinterbliebene, die 
wegen Behinderung oder Tuberkulose der 
Hilfe bedürfen. §§ 10 bis 24 a bleiben unbe- 
rührt." 


1. In § 15 Satz 1 werden die Worte „8 bis 50 Deut- 
sche Mark" durch die Worte „9 bis 58 Deutsche 
Mark" ersetzt. 

2. § 25 a Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „§ 27 b Satz 2" werden durch die 
Worte „§ 27 b Abs. 2" ersetzt. 


b) Satz 2 des bisherigen § 27 b wird Absatz 2. 

5. In § 30 Abs. 3 wird die Zahl „500" durch die 
Zahl „580" ersetzt. 

6. § 31 wird wie folgt geändert und ergänzt: 
a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 


b) In Nummer 3 werden „§ 80" durch „§ 79" 
und die Worte „120 Deutsche Mark" durch 
die Worte „130 Deutsche Mark" ersetzt. 

3. § 27 Abs. 3 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Satz 3 gilt entsprechend für den auf den Grund- 
wehrdienst anzurechnenden Wehrdienst, den ein 
Soldat auf Zeit auf Grund freiwilliger Verpflich- 
tung für eine Dienstzeit von nicht mehr als drei 
Jahren geleistet hat, für einen diesem freiwilli- 
gen Wehrdienst entsprechenden Vollzugsdienst 
der Polizei bei Verpflichtung auf nicht mehr als 


„(1) Beschädigte erhalten eine monatliche 
Grundrente bei einer Minderung der Er- 
werbsfähigkeit 


um 30 vom Hundert 
um 40 vom Hundert 
um 50 vom Hundert 
um 60 vom Hundert 
um 70 vom Hundert 
um 80 vom Hundert 
um 90 vom Hundert 
bei Erwerbs- 
unfähigkeit 


von 62 Deutsche Mark, 
von 81 Deutsche Mark, 
von 1 10 Deutsche Mark, 
von 139 Deutsche Mark, 
von 191 Deutsche Mark, 
von 232 Deutsche Mark, 
von 278 Deutsche Mark, 

von 313 Deutsche Mark. 
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Die Grundrente erhöht sich für Schwerbe- 
schädigte, die das 65. Lebensjahr vollendet 
haben, um 12 Deutsche Mark." 

b) Absatz 5 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Erwerbsunfähige Beschädigte, die durch die 
anerkannten Schädigungsfolgen gesundheit- 
lich außergewöhnlich betroffen sind, erhal- 
ten eine monatliche Schwerstbeschädigten- 
zulage, die in folgenden Stufen gewährt 
wird: 

Stufe I 35 Deutsche Mark, 

Stufe II 70 Deutsche Mark, 

Stufe III 105 Deutsche Mark, 

Stufe IV 140 Deutsche Mark, 

Stufe V 175 Deutsche Mark." 

7. § 32 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die volle Ausgleichsrente beträgt monat- 
lich bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 

um 50 vom Hundert 139 Deutsche Mark, 

um 60 vom Hundert 139 Deutsche Mark, 

um 70 vom Hundert 191 Deutsche Mark, 

um 80 vom Hundert 232 Deutsche Mark, 

um 90 vom Hundert 278 Deutsche Mark, 

bei Erwerbsunfähigkeit 313 Deutsche Mark." 

8. In § 33 a Satz 1 wird die Zahl „30" durch die 
Zahl „35" ersetzt. 


9. § 33 b Abs. 4 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Satz 3 gilt entsprechend für den auf den Grund- 
wehrdienst anzurechnenden Wehrdienst, den 
ein Soldat auf Zeit auf Grund freiwilliger Ver- 
pflichtung für eine Dienstzeit von nicht mehr als 
drei Jahren geleistet hat, für einen diesem frei- 
willigen Wehrdienst entsprechenden Vollzugs- 
dienst der Polizei bei Verpflichtung auf nicht 
mehr als drei Jahre sowie für die vom Wehr- 
und Ersatzdienst befreiende Tätigkeit als Ent- 
wicklungshelfer im Sinne des § 1 Abs. 1 des 
Entwicklungshelfergesetzes für einen der Dauer 
des Grundwehrdienstes entsprechenden Zeit- 
raum." 


10. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden in Satz 1 die Zahl „115" 
durch die Zahl „133" und in Satz 2 die Worte 
„195, 275, 355 oder 460 Deutsche Mark" durch 
die Worte „226, 319, 412 oder 534 Deutsche 
Mark" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Zahl „50" durch 
die Zahl „58" ersetzt. 


11. In § 40 wird die Zahl „150" durch die Zahl „188" 
ersetzt. 

12. § 40 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Zahl „250" durch 
die Zahl „290" ersetzt. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung; 

„(3) Hatte der Verstorbene im Zeitpunkt 
seines Todes Anspruch auf die Rente eines 
Erwerbsunfähigen und auf eine Pflegezulage 
mindestens nach Stufe III oder auf entspre- 
chende Leistungen nach früheren versor- 
gungsrechtlichen Vorschriften, so gilt, falls 
es günstiger ist, abweichend von Absatz 2 
als sein vergleichbares Einkommen das End- 
grundgehalt der Besoldungsgruppe A 13 zu- 
züglich Ortszuschlag Stufe 2 nach Orts- 
klasse A des Bundesbesoldungsgesetzes." 

13. In § 41 Abs. 2 wird die Zahl „150" durch die 
Zahl „188" ersetzt. 

14. § 45 Abs. 3 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Satz 2 gilt entsprechend für den auf den Grund- 
wehrdienst anzurechnenden Wehrdienst, den ein 
Soldat auf Zeit auf Grund freiwilliger Verpflich- 
tung für eine Dienstzeit von nicht mehr als drei 
Jahren geleistet hat, für einen diesem freiwilli- 
gen Wehrdienst entsprechenden Vollzugsdienst 
der Polizei bei Verpflichtung auf nicht mehr als 
drei Jahre sowie für die vom Wehr- und Er- 
satzdienst befreiende Tätigkeit als Entwick- 
lungshelfer im Sinne des § 1 Abs. 1 des Ent- 
wicklungshelfergesetzes für einen der Dauer 
des Grundwehrdienstes entsprechenden Zeit- 
raum." 

15. In § 46 werden die Zahl „45" durch die Zahl „52" 
und die Zahl „85" durch die Zahl „99" ersetzt. 

16. In § 47 Abs. 1 werden die Zahl „80" durch die 
Zahl „93" und die Zahl „HO" durch die Zahl 
„128" ersetzt. 

17. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Zahl „200" durch die 
Zahl „232" und die Zahl „135" durch die Zahl 
„157" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Zahl „40" durch die 
Zahl „46" und die Zahl „30" durch die Zahl 
„35" ersetzt. 

c) In Absatz 3 werden die Zahl „125" durch 
die Zahl „145" und die Zahl „90" durch die 
Zahl „104" ersetzt. 

18. In § 81 werden hinter dem Wort „Bundesbeam- 
tengesetzes" die Worte „vom 14. Juli 1953 
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(Bundesgesetzbl. I S. 551) in der Fassung vom 
1. Oktober 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1801)" 
gestrichen. 


Artikel II 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 1 

(1) Die bisher gewährten laufenden Versorgungs- 
hezüge werden, soweit sie durch dieses Gesetz eine 
Änderung erfahren, von Amts wegen neu festge- 
stellt. 

(2) Im übrigen werden neue Ansprüche, die sich 
aus diesem Gesetz ergeben, nur auf Antrag festge- 
stellt. Wird der Antrag binnen eines Jahres nach 
Verkündung dieses Gesetzes gestellt, so beginnt die 
Zahlung mit dem 1. Januar 1970, frühestens mit dem 
Jahr, Monat oder Tag, in dem oder an dem die 


[ Voraussetzungen erfüllt sind. Sie beginnt mit dem- 
j selben Zeitpunkt, wenn die neuen Ansprüche erst 
auf Grund einer noch zu erlassenden Rechtsverord- 
nung festgestellt werden können und der Antrag 
binnen eines Jahres nach Verkündung der Rechts- 
verordnung gestellt wird. 

^ (3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, 

: wenn Versorgung als Kannleistung oder im Wege 
j des Härteausgleichs gewährt wird. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Artikel I tritt am 1. Januar 1970, Artikel II am 
Tage nach der Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 21. November 1969 


Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 


B. Besonderer Teil 


Nach § 56 des Bundesversorgungsgesetzes in der 
gegenwärtig geltenden Fassung ist die Bundesregie- 
rung verpflichtet, in zweijährigem Abstand, erstmals 
im Jahre 1969, den gesetzgebenden Körperschaften 
des Bundes zu berichten, inwieweit es unter Berück- 
sichtigung der Entwicklung der wirtschaftlichen Lei- 
stungsfähigkeit und des realen Wachstums der 
Volkswirtschaft möglich ist, die Leistungen des Bun- 
desversorgungsgesetzes zu ändern. 

Aus der Terminierung der Berichtspflicht geht ein- 
deutig der Wille des Gesetzgebers hervor, die Ren- 
ten der Kriegsopfer mit Wirkung vom 1. Januar 1970 
zu verbessern. Auch alle Fraktionen des Deutschen 
Bundestages haben sich in der vergangenen Legis- 
laturperiode für eine fühlbare Verbesserung der 
Kriegsopferrenten vom 1. Januar 1970 an ausgespro- 
chen (Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
28. März 1969 — Umdruck 621). 

Der Anpassungsspielraum für die Leistungen nach 
dem Bundesversorgungsgesetz ergibt sich aus fol- 
genden Orientierungsdaten, die die Entwicklung der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und des realen 
Wachstums der Volkswirtschaft in den Jahren 1967 
bis 1969 zum Ausdruck bringen: 


Orientierungsdaten 


Ver- 
änderungen 
1969 gegen- 
über 1966 


real + 16,0 Vo 

Bruttosozialprodukt . , \ 

nominal +22,4^/o 

Gesamtwirtschaftliche Produktivität 
reales Bruttoinlandsprodukt je Erwerbs- 
tätigen + 17,2 Vo 

Ausgaben des öffentlichen Gesamthaus- 
halts + 18,8 ^/o 

Bruttolohn- und -gehaltssumme je ab- 
hängig Beschäftigten + 19,7 Vo 


Das Bundeskabinett hat im Rahmen der mittelfristi- 
gen Finanzplanung für das Haushaltsjahr 1970 für 
Leistungsverbesserungen in der Kriegsopferversor- 
gung einen Mehraufwand in Höhe von 938 Millionen 
DM angesetzt. Das entspricht durchschnittlich einer 
mehr als 20Voigen Erhöhung des Finanzvolumens für 
die Renten. 

Um eine schnellstmögliche Verabschiedung des An- 
passungsgesetzes zu ermöglichen, bringen die Re- 
gierungsparteien diesen Entwurf ein. 


Zu Artikel I 
Zu Nummer 1 (§ 15 Abs. 1) 

Der Kostenersatz wegen außergewöhnlichen Ver- 
schleißes an Kleidung oder Wäsche wird im Hinblick 
auf die Preisentwicklung erhöht. 

Zu Nummer 2 (§ 25 a Abs. 4) 

Zu Buchstabe a 

Diese redaktionelle Änderung ist wegen der vor- 
gesehenen Änderung und Ergänzung des § 27 b not- 
wendig (siehe Nummer 4). 

Zu Buchstabe b 

Wie im Bundessozialhilfegesetz, insbesondere durch 
die zweite Novelle vom 14. August 1969 (BGBl. I 
S. 1153), soll auch in der Kriegsopferfürsorge der 
Familienzuschlag der wirtschaftlichen Entwicklung 
angepaßt werden. Diese Anpassung ist mit Mehrauf- 
wendungen in Höhe von 1,5 Millionen DM verbun- 
den. 


Zu Nummer 3 (§ 27 Abs. 3) 

Durch die Neufassung des Satzes 4 wird die Gewäh- 
rung der Erziehungsbeihilfe für Kinder über das 
27. Lebensjahr hinaus möglich, wenn diese minde- 
stens zwei Jahre als Entwicklungshelfer im Sinne 
des § 1 des Entwicklungshelfergesetzes Entwick- 
lungsdienst geleistet haben. Gemäß § 13 b Abs. 3 
des Wehrpflichtgesetzes erlischt für Wehrpflichtige, 
die mindestens zwei Jahre Entwicklungsdienst gelei- 
stet haben, die Pflicht, Grundwehrdienst zu leisten. 
Eine entsprechende Regelung enthält § 14 a Abs. 3 
des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst hinsicht- 
lich der Ersatzdienstpflicht anerkannter Kriegsdienst- 
verweigerer. Diese Vorschriften machen deutlich, 
daß Wehr- bzw. Ersatzdienst und Entwicklungsdienst 
in staatspolitischer Hinsicht als gleichwertig ange- 
sehen werden müssen. Es erscheint deshalb geboten, 
den Entwicklungsdienst, der vom Wehr- und Ersatz- 
dienst befreit, wie diese Dienste als einen die Ge- 
währung der Erziehungsbeihilfe rechtfertigenden 
Tatbestand anzuerkennen. 

Zu Nummer 4 (§ 27 b) 

Die Änderung bedeutet nur eine Klarstellung. 

In der Praxis ist auf Grund der Rechtsprechung 
Unsicherheit darüber aufgekommen, ob Hinterblie- 
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bene, die wegen Behinderung oder Tuberkulose der 
Hilfe bedürfen, Leistungen der Kriegsopferfürsorge 
erhalten können oder ob sie auf die Eingliederungs- 
beihilfe für Behinderte, auf die Tuberkulosehilfe 
oder auf die Hilfe zur Pflege nach dem 3. Abschnitt 
des Bundessozialhilfegesetzes zu verweisen sind. Da 
ein Ausschluß dieser Hinterbliebenen von Leistun- 
gen der Kriegsopferfürsorge vom Gesetzgeber zu 
keiner Zeit beabsichtigt war und ein solcher Aus- 
schluß überdies zu Nachteilen für die Hinterbliebe- 
nen führen könnte, erscheint die Einfügung des Sat- 
zes 2 zur Klarstellung geboten. 

Die Einfügung des Satzes 2 bedeutet indessen nicht, 
daß für Hinterbliebene im Rahmen der Kriegsopfer- 
fürsorge nunmehr auch Leistungen in Betracht kom- 
men, die ihre Regelung in den Bestimmungen über 
die Krankenbehandlung gefunden haben. Dies wird 
durch Einfügung des Satzes 3 verdeutlicht. 

Die Aufteilung in Absatz 1 und Absatz 2 dient der 
Klarheit der Vorschrift. 

Zu Nummer 5 (§ 30 Abs. 3) 

Die Änderung bedeutet eine Anhebung des Höchst- 
betrages für den Berufsschadensausgleich. 

Zu Nummer 6 (§ 31) 

Zu Buchstabe a 

Die Neufassung des § 31 Abs. 1 beinhaltet eine 
Anhebung der Grundrenten für Beschädigte und der 
Alterszulage für Schwerbeschädigte, die das 65. 
Lebensjahr vollendet haben. 

Zu Buchstabe b 

Die Schwerstbeschädigtenzulagen werden erhöht. 

Zu Nummer 7 (§ 32) 

Die Neufassung des § 32 Abs. 2 beinhaltet eine An- 
hebung der Beträge der vollen Ausgleichsrente für 
Beschädigte. 

Zu Nummer 8 (§ 33 a) 

Die Änderung bedeutet eine Anhebung des Ehe- 
gattenzuschlags. 

Zu Nummer 9 (§ 33 b Abs. 4) 

Die in dieser Begründung zu Nummer 3 gemachten 
Ausführungen gelten entsprechend (Entwicklungs- 
helfer). 

Zu Nummer 10 (§ 35 Abs. 1 und 2) 

Die Änderungen bedeuten eine Anhebung der 
Pflegezulage in den Stufen I bis V und des dem 
Beschädigten bei Anstaltspflege zur Bestreitung sei- 
ner persönlichen Bedürfnisse zu belassenden Betra- 
ges. 


j Zu Nummer 11 (§ 40) 

Die Witwengrundrente wird auf 60 ^/o der Rente des 
erwerbsunfähigen Beschädigten angehoben. 


j Zu Nummer 12 (§ 40 a) 

I Zu Buchstabe a 

\ Die Änderung bedeutet eine Anhebung des Höchst- 
I betrages für den Schadensausgleich der Witwen. 

I Zu Buchstabe b 

Die Neufassung sieht eine Erhöhung des bei der 
i Berechnung des Schadensausgleichs für Witwen von 
I Empfängern der Rente eines Erwerbsunfähigen und 
I einer Pflegezulage mindestens nach Stufe III zu 
I berücksichtigenden Mindestdurchschnittseinkom- 
i mens vor. Daraus ergeben sich für die in Betracht 
I kommenden V/itwen Erhöhungen der Schadensaus- 
j gleiche bis zu 143 DM oder in begrenztem Umfang 
auch erstmals Ansprüche auf den Schadensausgleich. 

I Die vorgeschlagene Regelung trägt der immer wie- 
I der erhobenen Forderung Rechnung, einer allzu gro- 
■ ßen Einkommenseinbuße der Witwen von Empfän- 
I gern hoher Versorgungsbezüge in stärkerem Maße 
i als bisher entgegenzuwirken. 


Zu Nummer 13 (§ 41 Abs. 2) 

Die Witwenausgleichsrente wird auf 60 Vo der Aus- 
gleichsrente bei Erwerbsunfähigkeit erhöht. 


Zu Nummer 14 (§ 45 Abs. 3) 

Die in dieser Begründung zu Nummer 3 gemachten 
Ausführungen gelten entsprechend (Entwicklungs- 
helfer). 


Zu Nummern 15 bis 17 (§§ 46, 47 und 51) 

Die Änderungen bedeuten Anhebungen der Waisen- 
grundrenten sowie der vollen Waisenausgleichsren- 
ten und der Elternrenten einschließlich der Erhö- 
i hungsbeträge zu den Elternrenten. 

Zu Nummer 18 (§ 81) 

j Die Änderung hat nur redaktionelle Bedeutung. 


Zu Artikel II 

■ Artikel II enthält die bei Änderungsgesetzen zum 
Bundesversorgungsgesetz üblichen Übergangs- und 

i Schlußvorschriften, wobei auf besondere Schutzvor- 
schriften für den Fall einer Minderung der Gesamt- 
leistung verzichtet werden konnte, weil der Entwurf 
keine Vorschriften enthält, aus denen sich Korrek- 
turen von Leistungen zuungunsten der Versor- 
gungsberechtigten ergeben. 
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C. Finanzielle Auswirkungen 
(bezogen auf das Haushaltsjahr 1970) 


Zusammenfassung 

Millionen DM 

1. Grundrenten 754,4 

II. Alterserhöhung zur Grundrente der 

Beschädigten 2,4 

III. Schwerstbeschädigtenzulage 4,3 

IV. Ausgleichs- und Elternrente 217,2 

V. Ehegattenzuschlag 6,6 

VI. Pflegezuschlag 13,0 

VII. Berufsschadens- und Schadensausgleich 

a) Einsparung durch Erhöhung der 

— Ausgleichsrente für Beschädigte 6,4 

— Grundrente für Witwen 52,8 

— Ausgleichsrente für Witwen 26,9 

Einsparung 86,1 

b) Mehraufwand durch 

— Erhöhung der Höchstbeträge 1,5 

— Verbesserung für Witwen von Pflege- 
zulageempfängern {§ 40 a Abs. 3) 4,5 

6,0 

-{80,1) 

VIII. Heiratsabfindungen 7,6 

IX. Kostenersatz für außergewöhnlichen 

Verschleiß an Kleidung und Wäsche 6,8 

X. Kriegsopferfürsorge 1,5 

933,7 

Zuzüglich des Aufwandes nach Gesetzen, die das 
Bundesversorgungsgesetz für anwendbar erklären 4,3 

938,0 
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